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Transparenz 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Offenheit und Transparenz sind mir wichtig. Daher möchte ich Ihnen an dieser Stelle detailliert Aus-
kunft über die von mir neben dem Mandat ausgeübten Tätigkeiten geben: 

2. Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat: 
 

 Freie Demokratische Partei, Berlin, Generalsekretär, monatlich, Stufe 1 
 

3. Funktionen in Unternehmen 
 

 AGILA Haustierkrankenversicherung AG, Hannover, Mitglied des Vorstandes, monatlich, Stu-
fe 2 

 Deutsche Bahn AG, Berlin, Mitglied des Aufsichtsrates, jährlich, Stufe 3 

 Deutsche Flugsicherung GmbH, Langen, Mitglied des Beirates 

 VIFG Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mbH, Berlin, Mitglied des Aufsichtsrates 

 WERTGARANTIE Technische Versicherung AG, Hannover, Mitglied des Vorstandes (bis 
31.12.2011) 

 
4. Funktionen in Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 
 

 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bonn, Vertrauensmann für die Bausparer 
der BHW Hameln 

 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Bonn, 
Mitglied des Beirates (bis Januar 2012) 

 Mitglied des Eisenbahninfrastrukturbeirates (bis April 2010) 

 ZDF, Mainz, Mitglied des Fernsehrates 
 
5. Funktionen in Vereinen, Verbänden und Stiftungen 
 

 Deutsche Vereinigung für Parlamentsfragen e.V., Berlin, Mitglied des Vorstandes 

— 
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 Stiftung Berliner Schloss - Humboldt-Forum, Berlin, Stellv. Mitglied des Stiftungsrates, ehren-
amtlich 

 Vereinigung Liberaler Männer in Deutschland e.V. (LiMiD), Berlin, Vorsitzender 
 
All diese Tätigkeiten sind gemäß den Verhaltensregeln des Deutschen Bundestages veröffentlicht. Die 
Unternehmen und Auftraggeber sind leicht erkennbar und zuzuordnen.  

Die mir in der 17. Wahlperiode des Deutschen Bundestages übertragene Funktion als verkehrspoliti-
scher Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion war der Anlass für die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der 
Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mbH (VIFG), im Beirat der Deutsche Flugsicherung 
GmbH (DFS) und im Aufsichtsrat der Deutschen Bahn AG. Sie sind eng mit meinem Mandat im Deut-
schen Bundestag und der Funktion der FDP als Koalitionspartei verbunden und somit keine Nebentä-
tigkeiten im eigentlichen Sinne. 

Die Position des Generalsekretärs der FDP bringt die Mitgliedschaft im ZDF-Fernsehrat mit sich. 

Die Tätigkeit als Ombudsmann des Beamtenheimstättenwerkes (BHW) gemäß Bauspargesetz ist mir 
von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) bzw. dem BHW als einem der weni-
gen regional ansässigen und mit den Gepflogenheiten der BaFin vertrauten Abgeordneten angetra-
gen worden. Die Aufgabe wird ergebnisabhängig vergütet. 

Vor meiner Wahl in den Deutschen Bundestag habe ich mir eine berufliche Existenz in der freien 
Wirtschaft aufgebaut. Ich war und bin in der Versicherungsbranche tätig. Bis Ende 2011 war ich im 
Vorstand der Wertgarantie AG und bin weiterhin im Vorstand der Agila AG. Bei der Agila AG bzw. der 
Wertgarantie AG handelt es sich um  Familien-AGs. Eine Veröffentlichung meiner Bezüge würde au-
tomatisch die Bezüge unbeteiligter Dritter transparent machen. Die Veröffentlichung in den derzeit 
geltenden Stufen erachte ich daher als sachgerecht. Datenschutz muss auch für jene gelten, die ge-
schäftlich mit Mandatsträgern verbunden sind.  

Generell halte ich es für erstrebenswert, als Abgeordneter nicht allein auf die fortwährende Wieder-
wahl angewiesen zu sein und ohne weiteres in den zuvor ausgeübten Beruf zurückkehren zu können. 
Dass es mir auch heute noch möglich ist, in den von mir mit aufgebauten Unternehmen die Geschi-
cke zu lenken, Arbeitsplätze zu sichern und auszubauen und den Bezug zur Realität eines mittelstän-
dischen Unternehmens nicht zu verlieren, empfinde ich als Erweiterung meines Erfahrungshorizonts 
und als großes Glück.  

Mit freundlichen Grüßen, 

 

Ihr Patrick Döring, MdB 
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Hinweise zur Veröffentlichung der Angaben gemäß Verhaltensregeln im Amt-
lichen Handbuch und auf den Internetseiten des Deutschen Bundestages 

 
Kategorien der Veröffentlichung 

1. Berufliche Tätigkeit vor der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag 
     (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 VR, Nr. 2 und 5 Ausführungsbestimmungen - AB) 
2. Entgeltliche Tätigkeiten neben dem Mandat 

(§ 1 Abs. 2 Nr. 1 VR, Nr. 3, 4 und 8 AB) 
3. Funktionen in Unternehmen 

     (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 VR, Nr. 3 AB) 
4. Funktionen in Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 

     (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 VR, Nr. 3 AB) 
5. Funktionen in Vereinen, Verbänden und Stiftungen 

     (§ 1 Abs. 2 Nr. 4 VR, Nr. 3 AB) 
6. Vereinbarungen über künftige Tätigkeiten oder Vermögensvorteile 

     (§ 1 Abs. 2 Nr. 5 VR, Nr. 6 AB) 
7. Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften 

     (§ 1 Abs. 2 Nr. 6 VR, Nr. 7 AB) 
8. Spenden 

    (§ 4 VR, Nr. 10 AB) 
 
Aufgeführt werden nur diejenigen Kategorien, zu denen Angaben vorliegen. Innerhalb einer Katego-
rie sind die Angaben alphabetisch geordnet. 

Der Hinweis „Keine veröffentlichungspflichtigen Angaben“ bedeutet, dass das Mitglied des Deut-
schen Bundestages keine nach den Verhaltensregeln anzeige- und veröffentlichungspflichtigen Tätig-
keiten, Einkünfte, Beteiligungen oder Spenden mitgeteilt hat. 

Veröffentlichung von Tätigkeiten 

Funktionen in den Parteien werden nicht veröffentlicht, es sei denn, sie werden entgeltlich ausgeübt. 

Berufliche Tätigkeiten, die bei Erwerb der Mitgliedschaft im 17. Deutschen Bundestag seit mindes-
tens zwei Jahren nicht mehr ausgeübt werden, werden nicht veröffentlicht. 

Der ehrenamtliche Charakter einer Tätigkeit wird auf Hinweis des Mitgliedes des Deutschen Bundes-
tages mit veröffentlicht. 

Veröffentlichung von Einkünften 

Bei Einkünften von mehr als 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro im Jahr (§ 1 Abs. 3 VR) aus einer 
Tätigkeit oder einem Vertrag der Kategorien 2 bis 6, wird eine Einkommensstufe veröffentlicht (§ 3 
VR): 

 Stufe 1 (Einkünfte über 1.000 bis 3.500 Euro), 

 Stufe 2 (Einkünfte bis 7.000 Euro) und 

 Stufe 3 (Einkünfte über 7.000 Euro) 
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Bei einmaligen Einkünften wird vor der Angabe der Stufe das Jahr des Zuflusses genannt („2010, Stu-
fe 2“). 

Regelmäßige monatliche Einkünfte über 1.000 Euro werden mit der Angabe „monatlich“ veröffent-
licht („monatlich, Stufe 2“). Regelmäßige monatliche Einkünfte bis zu 1.000 Euro, die zu einem Jah-
resbetrag über 10.000 Euro führen, werden mit der Angabe „jährlich, Stufe 3“ veröffentlicht. 

Regelmäßige jährliche Einkünfte zu einer Tätigkeit werden unter der Angabe „jährlich“ veröffentlicht 
(z.B. "jährlich, Stufe 2"). Unregelmäßige Einkünfte eines Kalenderjahres werden mit der der Jahres-
summe entsprechenden Stufe veröffentlicht (z.B. „2010, Stufe 3"). 

Für die Höhe der Einkünfte sind nach den Verhaltensregeln die geleisteten Bruttobeträge einschließ-
lich Entschädigungs-, Ausgleichs- und Sachleistungen maßgebend. Unberücksichtigt bleiben insbe-
sondere eigene Aufwendungen, Werbungskosten und sonstige Kosten aller Art. Die Höhe der Ein-
künfte aus einer Tätigkeit bezeichnet nicht das zu versteuernde Einkommen. 

Soweit sich für anzeigepflichtige Tätigkeiten, die in Personen- oder Kapitalgesellschaften ausgeübt 
werden, Bruttobeträge nicht ermitteln lassen, werden ab dem 1. Januar 2011 die ausgekehrten An-
teile am Gesellschaftsgewinn mit der Angabe „Gewinn“ veröffentlicht (z.B. „2011, Stufe 3, Gewinn“). 

Bei gesetzlichen Zeugnisverweigerungsrechten und gesetzlichen oder vertraglichen Verschwiegen-
heitspflichten kann für die Veröffentlichung statt der Angabe von Namen und Sitz des Mandanten, 
Vertragspartners, Kunden usw. eine anonymisierte Form gewählt werden, z. B. „Mandant 1“, „Kunde 
2“ usw. (§ 1 Abs. 5 VR, Nr. 8 AB). 

Da zu den anzeigepflichtigen Einkünften auch Entschädigungs- und Ausgleichszahlungen (z.B. die 
Übernahme von Reise- und Übernachtungskosten durch einen Veranstalter) gerechnet werden, ist 
die gleichzeitige Veröffentlichung einer Stufe und der Angabe "ehrenamtlich" möglich. 

Einkünfte aus Beteiligungen an Kapital- oder Personengesellschaften (§ 1 Abs. 2 Nr. 6 VR) sind nicht 
veröffentlichungspflichtig (§ 3 VR). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Deutscher Bundestag, Stand: Januar 2011 
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Weitere Informationen 

 

Höhe hat die Abgeordnetenentschädigung 

Das Grundgesetz bestimmt in Artikel 48 Absatz 3, dass Abgeordnete einen Anspruch auf eine ange-
messene, ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädigung haben. Der Betrag der Entschädigung muss 
der Bedeutung des besonderen Amts des Abgeordneten und der damit verbundenen Verantwortung 
und Belastung gerecht werden. Außerdem muss er auch den Rang berücksichtigen, der dem Mandat 
im Verfassungsgefüge zuteil wird. Darauf hat das Bundesverfassungsgericht seit seinem "Diäten-
Urteil" vom 5. November 1975 (2 BvR 193/74) wiederholt hingewiesen. Der Bundesgesetzgeber hat 
diesen Vorgaben bei der Verabschiedung des Abgeordnetengesetzes im Jahre 1977 Rechnung getra-
gen, indem er als Orientierungsgröße für die Entschädigung der Abgeordneten die Bezüge solcher 
Amtsinhaber wählte, die einer mit den Abgeordneten vergleichbaren Verantwortung und Belastung 
unterliegen. Als vergleichbar mit Abgeordneten, die Wahlkreise mit 160.000 bis 250.000 Wahlbe-
rechtigten vertreten, wurden (Ober-) Bürgermeister kleiner Städte und von Gemeinden mit 50 000 
bis 100 000 Einwohnern angesehen. Als vergleichbar wurden ferner die einfachen Richter bei einem 
obersten Gerichtshof des Bundes angesehen, die bei der Ausübung ihres Amtes ähnlich wie Abge-
ordnete unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen sind. 

Die Jahresbezüge dieser Personengruppen wurden bisher nicht erreicht. Die Abgeordnetenentschä-
digung beträgt ab 1. Januar 2012 monatlich 7.960 € und ab 1. Januar 2013 monatlich 8.252 €. Die 
Abgeordneten erhalten keine jährlichen Sonderzahlungen. Ihre Abgeordnetenentschädigung ist ein-
kommensteuerpflichtig. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem "Diäten-Urteil“ von 1975 ferner betont, dass das Parla-
ment selbst über die Höhe seiner finanziellen Leistungen entscheiden muss. Ihm ist es nicht gestat-
tet, diese verbindliche Entscheidung auf eine andere Stelle außerhalb des Bundestages wie etwa eine 
Expertenkommission zu übertragen. Das Gericht hat außerdem geurteilt, dass die Entschädigung 
nicht an die Beamtenbesoldung gekoppelt werden darf. Aus diesen Gründen beschließt der Bundes-
tag in einem transparenten, vor den Augen der Öffentlichkeit stattfindenden Verfahren im Plenum 
über die Höhe seiner Entschädigung. Dies ermöglicht dem Volk die wirksame Kontrolle seiner Vertre-
ter. Grundlage für die Entscheidung ist eine Empfehlung des Bundestagspräsidenten, die sich an der 
Entwicklung der Bezugsgrößen orientiert. 

Mehrere Versorgungen 

Die Tätigkeit als Abgeordneter oder als Mitglied der Regierung ist stets zeitlich begrenzt und daher 
bezogen auf das Arbeitsleben insgesamt oft nur von kurzer Dauer. Die Übernahme hoher politischer 
Ämter bedeutet nicht selten ein Ausscheiden aus dem bisherigen Beruf. Daher haben Inhaber öffent-
licher Ämter Anspruch auf eine Versorgungsanwartschaft bereits nach einer kürzeren Zeit, als dies 
bei länger angelegten Beschäftigungsverhältnissen der Fall ist. Wenn im Einzelfall mehrere Versor-
gungsansprüche aus verschiedenen öffentlichen Ämtern zusammentreffen, werden diese immer 
nach bestimmten Vorschriften angerechnet, so zum Beispiel die voll zu versteuernde Altersentschä-
digung der Abgeordneten auf andere Bezüge aus öffentlichen Kassen, etwa aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung oder ein Ruhegehalt als früheres Regierungsmitglied. 

Amtsausstattung 

Um ihr Mandat ausüben zu können, erhalten die Abgeordneten die so genannte Amtsausstattung mit 
Sach- und Geldleistungen für Büros, Mitarbeiter und Reisekosten. So wie anderen Beschäftigten wer-
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den Abgeordneten damit Leistungen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben gewährt. Neben der Kosten-
pauschale haben sie Anspruch auf ein eingerichtetes Büro am Sitz des Bundestages in einer Größe 
von derzeit 54 Quadratmeter für sich und ihre Mitarbeiter einschließlich Kommunikationsgeräten 
und Möblierung. Die Abgeordneten können Dienstfahrzeuge im Stadtgebiet von Berlin mitbenutzen. 
Außerdem haben sie eine Freifahrkarte der Bahn und bekommen Inlandsflugkosten ersetzt, soweit 
sie in Ausübung des Mandates anfallen. 

Büroausstattung 

Zur Ausübung ihres Mandats erhalten Abgeordnete Geld- und Sachleistungen, die dazu bestimmt 
und geeignet sind, sie bei ihrer parlamentarischen Arbeit zu unterstützen. Hierzu gehören zum Bei-
spiel auch die Bereitstellung eines eingerichteten Büros am Sitz des Deutschen Bundestages in Berlin 
sowie die Nutzung der Kommunikationssysteme (Telefon, Internet, E-Mail, Software). 
 
Für ihre Büroausstattung steht den Abgeordneten jährlich ein Betrag von höchstens 12.000 Euro zur 
Verfügung. Diese Summe wird nicht in bar ausgezahlt, sondern hieraus müssen sich die Mandatsträ-
ger ihre Büroausstattung selbst beschaffen. Dazu gehören vor allem Büromaterial, Geräte wie Lap-
tops mit Zubehör, Diktier- und Faxgeräte, mandatsbezogene Fachbücher, Schreibgeräte, Briefpapier, 
die IT-Ausstattung ihrer Wahlkreisbüros, Mobiltelefone sowie Mobilfunk- und Festnetzverträge. 
 
Auch die Telefonkosten, die im Wahlkreis entstehen, können aus diesen Mitteln bestritten werden. 
 
Hinzu kommen 255,65 Euro für neu gewählte Abgeordnete im ersten Jahr ihrer Mitgliedschaft im 
Bundestag. 
 
Jeder Abgeordnete kann selbst über die Anschaffungen entscheiden. Endet die Wahlperiode vor Ab-
lauf des Jahres oder scheidet der Abgeordnete während des Jahres aus dem Bundestag aus, so kann 
er über den Jahresbetrag auch nur anteilig verfügen 

Kostenpauschale 

Die steuerfreie Kostenpauschale für die Abgeordneten soll die durch die Ausübung des Mandats ent-
stehenden Aufwendungen abdecken. Hierzu zählen Ausgaben für die Einrichtung und Unterhaltung 
eines oder mehrerer Wahlkreisbüros, für Fahrten im Wahlkreis und für die Wahlkreisbetreuung. Aus 
der Kostenpauschale bestreitet der Abgeordnete auch die Ausgaben für die Zweitwohnung am Sitz 
des Parlaments. 

Die Pauschale wird jährlich zum 1. Januar an die Lebenshaltungskosten angepasst und beträgt der-
zeit 4.123 € monatlich. Kosten, die darüber hinausgehen, können nicht steuerlich abgesetzt werden, 
denn es gibt für den Abgeordneten keine "Werbungskosten". Der Gesetzgeber hat sich für die Kos-
tenpauschale entschieden, da diese dem in der Verfassung verankerten Grundsatz des freien Man-
dats am ehesten gerecht wird. Zudem ist eine Pauschale, die sich am Durchschnittsaufwand orien-
tiert, im Verhältnis aller Abgeordneten untereinander am gerechtesten und stellt die kostengünstigs-
te Lösung dar. Denn im Falle von Einzelnachweisen würde sich der Verwaltungsaufwand für den 
Deutschen Bundestag enorm erhöhen. Ferner können durch die Gewährung einer Pauschale die Kos-
ten im Haushalt von Anfang an - anhand der Zahl der Abgeordneten - genau berechnet werden. 

Mitarbeiter 

Ein Abgeordneter kann seine Mandatsaufgaben nicht allein bewältigen. Deshalb stehen ihm für Mit-
arbeiter monatlich 15.798,00 Euro (Arbeitnehmerbrutto) zur Verfügung. Diese Summe erhält der 



- 7 - 
 
 

 

Abgeordnete nicht selbst, sondern die Bundestagsverwaltung bezahlt die von den Abgeordneten 
eingestellten Mitarbeitern unmittelbar. Mitarbeiter, die mit dem Abgeordneten verwandt, verheira-
tet oder verschwägert sind, sind hiervon ausgenommen. Ihr Gehalt müsste der Abgeordnete selbst 
zahlen. 

Reisekosten 

Wenn ein Abgeordneter eine Dienstreise unternimmt, trägt der Bundestag die Kosten, genau wie ein 
Arbeitgeber, der seine Mitarbeiter auf Geschäftsreise schickt. Fahrten in Ausübung seines Mandats - 
zum Beispiel im Wahlkreis - muss der Abgeordnete hingegen selbst aus der Kostenpauschale bezah-
len. Eine Ausnahme gilt für Fahrten mit der Deutschen Bahn AG. Hier stellt der Bundestag eine Netz-
karte zur Verfügung. Benutzt ein Abgeordneter im Inland für Mandatszwecke ein Flugzeug, den 
Schlafwagen oder sonstige schienengebundene Beförderungsmittel außerhalb des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs, so werden ihm solche Kosten nur gegen Nachweis im Einzelfall erstattet. 

Altersentschädigung 

Die Altersentschädigung ist Bestandteil der Entschädigung, die den Abgeordneten nach dem Grund-
gesetz zusteht. Sie soll die Unabhängigkeit der Parlamentarier sichern. Das Bundesverfassungsgericht 
hat dies schon in seiner Entscheidung vom 21. Oktober 1971 (2 BvR 367/69) festgestellt und im so 
genannten "Diäten-Urteil" vom 5. November 1975 (2 BvR 193/74) bestätigt. 

Die den Abgeordneten gewährte Altersentschädigung stellt seit dem 1. Januar 2008 keine Vollversor-
gung mehr dar. Sie schließt lediglich die Lücke in der Altersversorgung, die für Abgeordnete dadurch 
entsteht, dass sie im Parlament tätig sind und dafür auf eine andere, eine Altersversorgung begrün-
dende Berufstätigkeit ganz oder teilweise verzichten müssen. Denn für die Abgeordneten werden 
während der Mandatszeit keine Beiträge an die gesetzliche Rentenversicherung abgeführt. Die Zeit 
der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag gilt auch nicht als Dienstzeit im Sinne des Versorgungs-
rechts der Beamten. 

Um ihrem Charakter als Lücken füllende Versorgung gerecht zu werden, wird die Altersentschädi-
gung seit dem 1. Januar 2008 bereits nach einem Jahr der Mitgliedschaft gewährt. Vorher gab es eine 
Wartezeit von acht Jahren. Nach dem ersten Jahr beträgt sie 2,5 Prozent der Abgeordnetenentschä-
digung und steigt mit jedem weiteren Jahr der Mitgliedschaft um 2,5 Prozent an. Der seit dem 1. 
Januar 2008 verringerte Höchstbetrag liegt bei 67,5 Prozent der Abgeordnetenentschädigung und 
wird erst nach 27 - statt bisher 23 - Mitgliedsjahren erreicht. Diesen Höchstanspruch erwerben je-
doch nur die wenigsten Abgeordneten, da die meisten von ihnen dem Deutschen Bundestag nur für 
zwei bis drei Wahlperioden angehören. Das Eintrittsalter für die Altersentschädigung ist zum 1. Janu-
ar 2008 - wie auch in der gesetzlichen Rentenversicherung - stufenweise vom 65. auf das 67. Lebens-
jahr erhöht worden. 

Übergangsgeld 

Das Übergangsgeld für Abgeordnete soll den beruflichen Wiedereinstieg absichern. Sein Zweck ist es, 
den Abgeordneten nach dem Ausscheiden aus dem Deutschen Bundestag eine Rückkehr in den vor-
herigen Beruf oder die Aufnahme einer neuen Berufstätigkeit zu ermöglichen. Damit trägt das Über-
gangsgeld dazu bei, die Unabhängigkeit der Abgeordneten zu sichern. 

Wer ein Bundestagsmandat annimmt, gibt regelmäßig für eine ungewisse Zeit seinen bis dahin aus-
geübten Beruf auf. Die Tätigkeit als Abgeordneter fällt oft in einen Lebensabschnitt, der bei anderen 
der Förderung der eigenen beruflichen Karriere dient. Ein Abgeordneter verzichtet darauf, ohne zu 
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wissen, ob er in der nächsten Wahlperiode überhaupt wieder gewählt wird. Scheitert seine Wieder-
wahl, kann er nur in seine vorherige Position zurückkehren. Existiert sein Betrieb aber nicht mehr, hat 
er nach dem Ausscheiden aus dem Bundestag keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld I. Auch wer vor-
her selbständig oder freiberuflich tätig war, muss häufig wieder ganz von vorne anfangen. 

Für jedes Jahr der Parlamentszugehörigkeit wird ein Monat Übergangsgeld in Höhe der jeweils aktu-
ellen Abgeordnetenentschädigung gezahlt, nach einer Wahlperiode also für vier Monate, insgesamt 
längstens für achtzehn Monate. Ab dem zweiten Monat nach dem Ausscheiden werden alle sonsti-
gen Erwerbseinkünfte - auch solche aus privaten Quellen - auf das Übergangsgeld angerechnet. 

Kranken- und Pflegeversicherung; Beihilfe 

Die Abgeordneten können wählen zwischen Beihilfe nach beamtenrechtlichen Maßstäben und einem 
Zuschuss zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen, deren hälftigen Beitrag der Bundestag 
trägt. Etwas mehr als die Hälfte der Abgeordneten hat sich für den Zuschuss zur gesetzlichen oder 
privaten Krankenversicherung entschieden. Von Leistungseinschnitten bei der gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung ist diese Gruppe von Abgeordneten unmittelbar selbst betroffen. Die Abge-
ordneten, die beihilfeberechtigt sind, sind von Änderungen des Beihilferechts betroffen, weil Refor-
men im Bereich der gesetzlichen Sicherungssysteme inzwischen stets wirkungsgleich auch auf die 
Beamten übertragen werden. Somit sind die Abgeordneten keinesfalls von Reformen im Gesund-
heitssystem ausgenommen, sondern sind von diesen betroffen wie andere Versicherte auch. 

Überbrückungsgeld ('Sterbegeld') 

Hinterbliebene von Abgeordneten haben Anspruch auf Überbrückungsgeld, das die Umstellung auf 
die neuen Lebensverhältnisse finanziell erleichtern soll. Solche und ähnliche Leistungen gibt es eben-
so bei Rentnern und Beamtenpensionären, und auch die meisten Tarifverträge für Arbeitnehmer 
sehen sie vor. Das Überbrückungsgeld beträgt bei einer Dauer der Mitgliedschaft von mehr als acht 
Jahren oder von mehr als zwei Wahlperioden das Eineinhalbfache der Abgeordnetenentschädigung. 
Es diente früher auch zur Abdeckung von Bestattungskosten ("Sterbegeld"). Weil dieses so genannte 
Sterbegeld bei den in der gesetzlichen Krankenversicherung Versicherten aber gänzlich entfallen ist, 
ist auch das Überbrückungsgeld für die Abgeordneten entsprechend um 1.050 € gekürzt worden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Deutscher Bundestag, Stand: Juni 2013 


